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Avocados sind gesund, schmackhaft und
gelten als Superfood. Aber sie sind auch
nervig. Ziemlich nervig. Isst man sie zu
früh, sind sie unreif und seltsam knackig.
Wartet man zu lange, tropft aus der Schale
nur noch fauliger Matsch. Den optimalen
Avocado-Zeitpunkt zu finden, ist mindes-
tens so kompliziert wie die Debatte darum,
wie schlecht die Früchte denn nun wirklich
fürs Klima sind.

Die University of California Riverside
(UCR) will Guacamole-Liebhabern nun aus
dieser misslichen Lage helfen. Wissen-
schaftler der Universität haben eine neue
Avocado-Sorte entwickelt, die Luna UCR.
Sie soll ihren marktreifen Verwandten ge-
schmacklich in nichts nachstehen, vor al-
lem aber hat sie einen entscheidenden Vor-
teil: Erst wenn sie reif ist, soll ihre grüne
Schale sich „verräterisch schwarz“ verfär-
ben, teilt die UCR auf ihrer Website mit.

Nicht nur für Verbraucher, sondern
auch für Landwirte hat die Luna demnach
große Vorteile. So seien die Bäume beson-
ders klein und würden Landwirten eine
„effiziente und sichere Ernte“ ermögli-
chen. Außerdem ließe sich die Luna im An-
bau gut mit anderen Avocadosorten kom-
binieren, sie sei effizienter Bestäuber, so
die UCR. Man verspreche sich deshalb ho-
he Ernteerträge.

In Deutschland kennen Verbraucher
vor allem zwei Avocado-Sorten, „Hass“
und „Fuerte“. Die birnenförmige Fuerte
hat eine glatte grüne Schale und war bis in
die 1950er-Jahre die meistverzehrte But-
terfrucht, wie Avocados früher in Deutsch-
land genannt wurden. Ihren weltweiten

Siegeszug trat die Avocado in Form der
schwarzschaligen Hass-Avocado an. Diese
Sorte entdeckte Namensgeber und Hobby-
gärtner Rudolph Hass Ende der Zwanziger-
jahre zufällig in seinem Garten. Begeistert
von Geschmack und Konsistenz der
Frucht verkaufte er Ableger seines Avoca-
dobaums an andere Züchter. Bis heute
geht jede Hass-Avocado auf diesen Baum
zurück, der 2003 an einer Wurzelkrank-
heit einging. Deutlich seltener als Fuerte
und Hass sieht man hierzulande die fast
400 anderen Avocadosorten, wie die kern-
lose Cocktail-Avocado oder die kugelför-
mige Nabal. Auch die Wurzeln der neuen
Sorte Luna liegen in der Hass-Avocado;
die UCR bezeichnet sie als Urgroßmutter
ihres neuen Zöglings. Schon Ende der
Fünfzigerjahre hätten Wissenschaftler
der UCR versucht, eine grünhäutige Hass-
Avocado zu züchten. Damals hätten Ver-

braucher die dunkle Schale der Hass als ab-
stoßend empfunden. Nach vielen Fehl-
züchtungen und Marktflops sei in einem
Prozess von mehr als 50 Jahren nun die
neue Sorte Luna entstanden.

Wann Luna auf den Markt kommt, ist
noch unklar. Die UCR teilte mit, sie habe ei-
ne Partnerschaft mit dem spanischen Un-
ternehmen Eurosemillas geschlossen, das
die Frucht vermarkten werde. Außerdem
kooperiere Eurosemillas mit Landwirten
in 14 Ländern, um Luna anzubauen.

Von Richard Smoley, dem Ex-Chefre-
dakteur des Magazins California Farmer,
erntet die neue Sorte allerdings Kritik. Auf
dem Blog „Blue Book Services“ bemängelt
er, die Luna fülle eine Marktlücke, die
nicht bestehe. Er schreibt: „Wenn sie nicht
so gut wie die Hass oder besser schmeckt,
wird sie wahrscheinlich keine große Zu-
kunft haben.“ Theo Harzer
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Von Christina Kunkel

Immer wenn es nicht so gut um die
deutsche Autonation bestellt ist,
muss die Krankenschwester herhal-

ten. Die lebt in den Erzählungen von Poli-
tikern dann immer irgendwo auf dem
Land, wo es keinen öffentlichen Nahver-
kehr gibt. Und ist ihr Auto, auf das sie na-
türlich angewiesen ist, einmal kaputt,
kann sie sich kein neues leisten, schon
gar kein Elektroauto. Auch Bundesver-
kehrsminister Volker Wissing (FDP)
nutzte gerade wieder dieses Beispiel.

Der Bogen, den er dann aber spannt,
ist umso bemerkenswerter: Die meist
gut verdienenden Dienstwagenfahrer
seien der Garant dafür, dass auch die we-
niger gut verdienende Krankenschwes-
ter bald Elektroauto fahren kann. Wiss-
ings Rechnung geht so: Der Staat subven-
tioniert über Steuervorteile elektrische
Dienstwagen. Diese landen dann nach
zwei oder drei Jahren auf dem Ge-
brauchtwagenmarkt, wo sie Privatleute
wie eben die Krankenschwester auf dem
Land günstig kaufen können.

Doch was beim Verkehrsminister
nach einer Win-win-Situation klingt,
offenbart in Wahrheit nur, was alles
schiefläuft beim Umstieg auf Elektromo-
bilität. Gerade das Dienstwagenprivileg
ist nicht Teil der Lösung, sondern im
Gegenteil: So wie es aktuell ausgestaltet
ist, ist es ein Problem.

Tatsächlich entfallen rund zwei Drit-
tel aller Neuzulassungen auf gewerbli-
che Halter. Allerdings ist dort der Wille,
auf E-Autos umzusteigen, offenbar noch
kleiner als bei Privatpersonen. Im ersten
Halbjahr dieses Jahres waren E-Autos
bei Privatkunden mit einem Anteil von
20,3 Prozent an den Neuzulassungen
beliebter als bei Firmen, wo sie 13,6 Pro-
zent ausmachten. Das geht aus Zahlen
des Kraftfahrt-Bundesamts hervor.
Selbst wenn man Autohandel, Vermieter
und Autohersteller herausrechnet,
bleibt die E-Auto-Quote bei den neuen
Firmenwagen mit 17,7 Prozent noch deut-
lich hinter den Privatautos zurück.

Offensichtlich sind die Anreize, als
Dienstwagenfahrer elektrisch unter-
wegs zu sein, nicht groß genug. Das lässt
sich gut erklären, denn zum einen wer-
den auch immer noch die in Wahrheit
gar nicht umweltfreundlichen Plugin-
Hybride mit einem Steuervorteil be-
dacht. Hier müssen Dienstwagenfahrer
nur 0,5 Prozent des Bruttolistenpreises
als geldwerten Vorteil versteuern, bei
Elektroautos sind es 0,25 Prozent, bei
Verbrennern ein Prozent. Zum anderen
gibt es oft zum Dienstwagen auch gleich
die Tankkarte mit dazu.

Eine echte Lenkungswirkung hat die-
se Staffelung nicht, wie man an den aktu-
ellen Zulassungszahlen sieht. Dabei gin-
ge es auch anders: Wenn man das Dienst-
wagenprivileg schon nicht abschafft,
weil es ja tatsächlich den Gebraucht-
wagenmarkt ankurbeln kann, muss es
umgebaut werden. Es sollte nur noch für
Elektroautos gelten oder zumindest an
den tatsächlichen CO2-Ausstoß der Fahr-
zeuge gekoppelt werden. Doch an die
einzig logische Folgerung, nicht nur
klimafreundliche Autos zu fördern, son-
dern gleichzeitig auch klimaschädliche
Fahrzeuge zu verteuern, will die Bundes-
regierung auch weiterhin nicht ran – wie
immer getrieben durch die FDP.

Das hat noch einen anderen Grund:
Das Dienstwagenprivileg war schon im-
mer auch eine Förderung der heimi-
schen Autoindustrie. Der Marktanteil
der deutschen Autohersteller lag dort
zuletzt bei mehr als 80 Prozent. Im Ge-
samtmarkt sind es lediglich 68 Prozent.
Gerade große, teure Limousinen oder Ge-
ländewagen, mit denen die Hersteller
die höchsten Gewinnmargen erreichen,
werden fast ausschließlich als Dienst-
wagen verkauft. Als Beispiel muss Ver-
kehrsminister Wissing nur seine eigene
Dienstlimousine nehmen: eine Merce-
des-S-Klasse als Hybrid – mit 0,5 Pro-
zent zu versteuern, egal, ob sie elek-
trisch gefahren wird oder nicht. Ein gu-
ter Deal für das Verkehrsministerium.
Für die Umwelt aber eher weniger.

Und auch nicht für die Kranken-
schwester, die von solchen Wagen auch
als Gebrauchtfahrzeug nur träumen
kann. Bis dahin kann sie sich nur nach
einem Arbeitgeber wie dem Klinikum
Aschaffenburg-Alzenau umschauen.
Dort hat man den Pflegekräften 600
E-Autos für zwei Jahre inklusive aller Be-
triebskosten zur Verfügung gestellt.

Die Avocado der Avocados
Wissenschaftler haben eine neue Sorte der Frucht entdeckt: die Luna UCR. Darauf hat die Welt gewartet

Von Nakissa Salavati

M an riecht ihn, bevor man ihn sieht,
den Müll dieser Stadt, tonnenwei-
se angekarrt und abgeladen. Die

Entsorgungs-Lkws fahren rückwärts an
die Abladestationen heran, öffnen die La-
de, und heraus fallen Säcke, Plastikgewirr,
Sektflaschen, Pizzastücke, Matratzen und
Plastikrohre, wie zu Mikado verkantet. Ers-
ter Impuls: Nase zu, denn diese Mischung
aus Krempel und Essenresten riecht ganz
schön faulig. Hier im Heizkraftwerk in
München-Unterföhring kommt an, was
keiner mehr will: nicht verwertbarer Sperr-
müll, Abfälle aus Büros und der ganz nor-
male Alltagsmüll, vieles offensichtlich
achtlos von den Einwohnern der Stadt zu-
sammengeworfen. Für Wiederverwertung
ist es längst zu spät.

1900 Tonnen Abfall verfeuert das Heiz-
kraftwerk-Nord im Durchschnitt täglich,
eingesammelt aus den Restmülltonnen in
München und ausgewählten Landkreisen,
ein ewiger Strom. Doch was alle loswerden
wollen, ist nicht wertlos. Der Müll wird
„thermisch verwertet“, wie es in der Fach-
sprache heißt, wenn man ihn verbrennt
und die Energie daraus nutzt. Das Heiz-
kraftwerk hat drei Blöcke, zwei zur Rest-
müll- und einen zur Steinkohle-Verbren-
nung, noch immer. Die Stadtwerke Mün-
chen (SWM) gewinnen, wie andere Heiz-
kraftraftbetreiber auch, aus der Kohle-

und Müllverbrennung Strom und Fernwär-
me und versorgen damit Hunderttausende
Haushalte.

Geht es nach der Bundesregierung, ist
das vorbildlich: Kommunen sollen ihre Net-
ze ausbauen. Fernwärme entspricht im
neuen Heizgesetz von 2024 an den Vorga-
ben für klimafreundliches Heizen, auch
wenn die Energie vorläufig noch aus der
Müll-, Gas- oder Kohleverbrennung
stammt. Holger Alwast berät Entsorgungs-
unternehmen und kennt das Geschäft seit
Jahrzehnten: „Kommunale Müllverbren-
nung ist lukrativ, weil sie risikofrei ist: Der
Nachschub an Abfall ist gesichert, genau
wie die Finanzierung – schließlich bezah-
len die Bürger für den Müll Gebühren.“
Wenn die Anlagen schon länger laufen und
keine größeren Investitionen mehr nötig
seien, sei Restmüllverbrennung enorm ren-
tabel. Meist teilen sich in Deutschland kom-
munale Unternehmen wie Stadtwerke und
Abfallbetriebe Entsorgung, Verbrennung
und Energiegewinnung untereinander
auf. Auch in München haben die Stadtwer-
ke (SWM) nichts mit dem Müll zu tun – bis
er an der Laderampe landet. Wolfgang Mül-
ler, 54, ist Betriebsingenieur bei den SWM.
Seit 1995 ist er dabei, Warnweste und
Schutzhelm trägt er routiniert. Er sagt:
„Wir verbrennen, was uns die Lkws liefern.
Das ist unser Job.“

Der Job des Abfallwirtschaftsbetriebs
München (AWM) wiederum ist es, den Ab-
fall einzusammeln und herzufahren.
Gleichzeitig gehören dem AWM die Anla-
gen zur Müllverbrennung. Die Stadtwerke
aber betreiben sie – und erhalten dafür
Geld. Im Gegenzug vergüten die Stadtwer-
ke dem Abfallbetrieb die Energie aus dem
Müll. Wie viel davon entstehen muss, da-
mit die Anlage rentabel läuft, sagen die
Stadtwerke nicht. Nur: Es brauche keine
Mindestauslastung, man betreibe die Anla-
ge nach Müllaufkommen. Ein Geben und
Nehmen also. Kommunale Unternehmen
betonen oft: Die Bürger profitieren auch,
weil sie Gebührenzahler sind und städti-
sche Angebote nutzen können. Um zu er-
kennen, warum sich das Ganze lohnt,
muss man hinter die Laderampe schauen,
in den Müllbunker. Unter der Decke der ge-
waltigen Halle hängt eine Kabine, hier sit-
zen zwei Kranfahrer in Drehsesseln. Sieht
bequem aus, nur dass unter ihren Füßen
der Abgrund beginnt, gerade mal von einer
Glasscheibe getrennt. Sie hält den Müll
vom Menschen fern, den Staub und Ge-

stank. Die Kranfahrer steuern die Greifer
über die Massen, senken sie ab, erfassen
bis zu fünf Tonnen Müll und lassen ihn an
anderer Stelle wieder fallen. Rechts und
links der Kabine befindet sich je ein Trich-
ter, in dem der Abfall Richtung Feuer fällt.
Immer dann, wenn die Flammen tief un-
ten Nachschub brauchen, laden die Kran-
fahrer nach. Acht Stunden dauert eine
Schicht, 24 Stunden lang ist die Kabine be-
setzt, jeden Tag, sieben Tage die Woche.
Das Feuer muss gefüttert werden. Stapeln,
abbauen, stapeln, ein bisschen wie Lego-
spielen. Die Kranführer räumen einen Teil
des Mülls zur Seite, Nachschub für den Kol-
legen am Wochenende. Denn das Feuer
muss auch weiterbrennen, wenn die Müll-
wagen nicht liefern.

Müller kennt den unendlichen Abfall-
strom. „Alles, was die Menschen je in der
Hand hatten, landet irgendwann auch mal
hier“ sagt er. Auch solche Dinge, die eigent-
lich zu den Wertstoffhöfen oder in den Plas-
tik- oder Biomüll gehören. „Ich habe schon
alles gesehen, einen mit Beton gefüllten
Baumstamm, Autoreifen sind immer wie-
der dabei, volle Kanister, Elektroschrott –
auch, wenn das nicht so sein sollte.“ All das
macht der Anlage Probleme. Manchmal
brennen Teile des Mülls im Bunker, die
Kranführer erkennen dies über Infrarotka-
meras und werfen die Ladung dann direkt
in einen Sondercontainer. Restmüll ist in
Deutschland nur zu einem Drittel wirklich
das, was es sein soll: Rest. Das zeigt eine
Studie des Umweltbundesamts. Zwei Drit-
tel sind demnach Wertstoffe, die man recy-
celn könnte: Plastik, Papier, Metalle und
Bio-Abfälle. Einmal zusammengeworfen,
landen auch sie im Feuer. Gerade Städte ha-
ben deswegen ein Problem. Erhebungen
zeigen, dass in eng besiedelten Gegenden
schlechter getrennt und mehr Restmüll
produziert wird. Die Menschen wohnen be-
engter und anonymer, oft wird Mülltren-

nen auch erschwert. In München beispiels-
weise müssen Einwohner Verpackungs-
müll zu Sammelstellen bringen, was dazu
führt, dass es nur wenige tun.

Außerdem sind ausgerechnet in jenen
deutschen Städten die Restmüllmengen
besonders hoch, die große Müllverbren-
nungsanlagen haben. Das zeigt eine Aus-
wertung des Naturschutzbundes (Nabu).
Michael Jedelhauser, bei Nabu Referent
für Kreislaufwirtschaft, sagt: „Die Zahlen
deuten darauf hin: In vielen Gemeinden
bleiben offensichtlich Abfallstrukturen be-
stehen, weil es ein Interesse gibt, den Müll
zu verbrennen.“ Wenn es dann auch noch
vertraglich geregelte Mindestmengen ge-
be, die die Kommunen anliefern müssen,
ist die Abhängigkeit von der Müllverbren-
nung besonders groß. Zumindest das ist in
München nicht der Fall: Die SWM verlan-
gen nach eigener Aussage keine Mindest-
mengen vom AWM, sie werden pauschal
vergütet.

Raus aus dem Müllbunker, rein ins Trep-
penhaus hinunter Richtung Verfeuerung.
Mit jedem Schritt wird es heißer und lau-
ter. Am metallenen Müllofen öffnet Be-
triebsingenieur Müller ein Guckfenster.
Der Abfall ist in der Hitze nur noch sche-
menhaft zu erkennen. Etwa 1000 Grad hat
es in dem Riesenkessel, hier verbrennt,
was die Kranfahrer oben in den Trichter ha-
ben fallen lassen. Wochenlang halten sie
das Feuer am Brennen, „so lange wie mög-
lich“, sagt Müller, „denn es neu aufzulegen,
kostet Geld und Energie“. Muss das Feuer
entzündet werden, nutzen die Stadtwerke
Erdgas. Manchmal sei man gezwungen,
die Verbrennung zu stoppen. Etwa, wenn
sich Teile in der Anlage verklemmen.

Müller läuft weiter in eine Halle, dort-
hin, wo die Hitze zu Strom wird. Hier ru-
ckeln zwei Turbinen. Denn im 1000-Grad-
Kessel steigt die Luft hoch und erhitzt
Wasser, das durch Rohre zirkuliert und
verdampft. Der Dampf treibt dann die Tur-
binen an, sie wandeln diese Energie in
Strom um. Das ist aber der kleinere Teil
der genutzten Energie. Der größere Anteil
wird genutzt, um Fernwärme zu erzeugen,
die als Heißwasser oder Dampf über dicke
Rohre unter dem Englischen Garten hin-
durch in Häuser und Heizungen der Innen-
stadt weitergeleitet wird.

Dass Fernwärme aus Müllverbrennung
einen guten Ruf hat – gerade bei der Poli-
tik –, sieht Nabu-Experte Jedelhauser kri-
tisch: „Es ist fatal, dass Fernwärme aus

Müllverbrennung im neuen Heiz-Gesetz
als genauso klimafreundlich gilt wie das
Heizen mit erneuerbaren Energien. Müll-
verbrennung ist weder klimaneutral noch
erneuerbar. Heizkraftwerke emittieren ho-
he Mengen an CO2.“ Allein aus der Müllver-
brennung im Heizkraftwerk-Nord in Mün-
chen entstanden im vergangenen Jahr
670 000 Tonnen CO2-Emissionen. Das ist
etwa so viel, wie 450 000 Autos in einem
Jahr ausstoßen. Die Hälfte davon stammt
allerdings nicht aus fossilen, sondern aus
pflanzlichen Abfällen und hat deswegen
zumindest formal eine bessere Bilanz.

Es bleibe in der Gesellschaft immer Rest-
müll über, sagt Jedelhauser, und es sei
selbstverständlich sinnvoll, daraus Ener-
gie zu gewinnen. Aber das, was gerade
passiere, seien zum größten Teil vermeid-
bare Emissionen. „Hier werden Ressour-
cen vernichtet.“ Jedelhauser befürchtet,
dass das Gesetz ein Anreiz für Kommunen
ist, ihre Heizkraft-Anlagen auszuweiten,
statt Restmüll einzudämmen.

Frage an Müller: Verbittert einen dieser
Anblick nicht, wenn man sich diesen Müll-
strom jahrzehntelang anschaut? „Wir als
Konsumenten dürften das Zeug gar nicht
erst kaufen oder müssten vieles viel länger
nutzen. Dann müssten wir es auch nicht
wegwerfen“, sagt er. Er erwartet, dass sich
einiges verändern wird. Die Müllverbren-
nung wird 2024 in Deutschland in die CO2-
Bepreisung aufgenommen, sie wird also
mit jeder emittierten Tonne teurer. Die
SWM kalkulieren für 2024 deshalb mit
zehn Millionen Euro Mehrkosten. Außer-
dem wollen die Stadtwerke kommendes
Jahr die Steinkohle-Verbrennung im drit-
ten Block übergangsweise mit Erdgas be-
treiben. 2040 will man Fernwärme dann
vor allem aus Geothermie, also Erdwärme,
erzeugen. Müll werden die Stadtwerke
weiter verbrennen, weil man ihn nicht de-
ponieren darf.

Aber wenn es teurer wird, ihn zu ver-
brennen, ist auch der Anreiz größer, ihn zu
vermeiden. Vielleicht gebe es irgendwann
eine sinnvollere Verwendung für den letz-
ten Rest, eine bessere Lösung für den Ab-
fall, den niemand mehr will, sagt Müller.
Bis dahin nimmt der Müll weiter die Ein-
bahnstraße: Laderampe, Bunker, Feuer.
Jeden Tag. 
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„Verräterisch schwarz“, diese Schale:
Ein Zeichen dafür, dass die Avocado nun
wirklich reif ist.  FOTO: STAN LIM/UCR

In einer Kabine sitzen
Kranfahrer und steuern

die Greifer im Müllbunker des
Münchner Heizkraftwerks.
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Der letzte Rest
Hunderttausende Tonnen Abfall landen jedes Jahr in einem Heizkraftwerk. Doch was alle

wegwerfen, ist nicht gleich wertlos – im Gegenteil. Zu Besuch im Müllbunker

Restmüll ist in Deutschland
nur zu einem Drittel wirklich das,
was es sein soll: Rest

Wann die Luna auf den Markt
kommt, ist noch unklar

Der Dienstwagen-Effekt,
von dem der Minister spricht,
existiert nicht
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